
 
Öffentliche Bekanntmachung 

 
Satzungsbekanntmachung 

 
 

Satzung über eine Veränderungssperre für den Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes Nr. 30 "Kleincarsdorf Nord" 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Kreischa hat aufgrund der §§ 14, 16 und 17 
Baugesetzbuch (BauGB) in gültiger Fassung in Verbindung mit § 4 SächsGemO in 
gültiger Fassung in öffentlicher Sitzung am 23.03.2020 folgende Satzung über eine 
Veränderungssperre beschlossen: 
 

§ 1 
Beschluss der Veränderungssperre 

 
Für das in § 2 bezeichnete Gebiet hat der Gemeinderat der Gemeinde Kreischa in 
seiner Sitzung am 27.01.2020 mit Beschluss-Nr. 001/20 die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 30 „Kleincarsdorf Nord“ beschlossen. Zur Sicherung der 
Planung im künftigen Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird eine 
Veränderungssperre angeordnet. 
 

§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich der Veränderungssperre 

 
Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre umfasst die Flurstücke Nr. 
128/6, 40/10, 40a, 40b, 40c, 40/6, 144, 143, 145, 146 und 147 der Gemarkung 
Kleincarsdorf. 
 

§ 3 
Inhalt und Rechtswirkungen der Veränderungssperre 

 
(1) Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre dürfen: 

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen 
nicht beseitigt werden. 

2. Erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken 
und baulichen Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, 
zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden. 

 
(2) Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich 

genehmigt worden sind, Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher 
ausgeübten Nutzung werden von der Veränderungssperre nicht berührt. 

 
(3) Gemäß § 14 Abs. 2 BauGB kann von der Veränderungssperre eine Ausnahme 

zugelassen werden, wenn überwiegend öffentliche Belange nicht entgegen-
stehen. Die Entscheidung hierüber trifft die Baurechtsbehörde. 
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§ 4 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt mit ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Ausgefertigt! 
 
 
Kreischa, den 24.03.2020 
 
gez. Frank Schöning    Siegel 
Bürgermeister 
 
 
 

Hinweise 
 
Eine Verletzung der in §§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1-3 BauGB bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften beim Zustandekommen der Satzung sind nach §§ 215 Abs. 1 
Nr. 1-3 BauGB unbeachtlich, wenn die Verletzung nicht schriftlich innerhalb eines 
Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden 
sind. 
 
 
Nach § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO gelten Satzungen, die unter Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der SächsGemO zustande gekommen sind, ein 
Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. 
 
Dies gilt nicht, wenn 
 
1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist, 
 
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die 
 Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, 
 
3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 Sächsische 
 Gemeindeordnung wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat, 
 
4. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist 
 

a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder  
 
b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber der 

Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung 
begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist. 
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Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 3 oder 4 geltend gemacht worden, so kann auch 
nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend 
machen. Sätze 1 bis 3 sind nur anzuwenden, wenn bei der Bekanntmachung der 
Satzung auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften und die Rechtsfolgen hingewiesen worden ist. 
 
Kreischa, den 24.03.2020 
 
gez. Frank Schöning 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 

 


